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Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Freistaat Bayern
Sozialgericht Bayerisches Landessozialgericht
Sachgebiet Rentenversicherung
Abteilung 1
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren SGB III § 111

SGB VI § 236b
SGB VI § 51 Abs. 3a

Leitsätze 1. Die Voraussetzungen für eine
insolvenzbedingte Arbeitslosigkeit iSd §
51 Abs. 3a Satz 1 Nr. 3 HS 3 SGB VI sind
auch dann erfüllt, wenn es nach bereits
eingetretener Insolvenz des letzten
Arbeitgebers zu einem
Beschäftigungsverhältnis mit einer
Transfergesellschaft und anschließend zu
keinem auch nur kurzfristigen
Beschäftigungsverhältnis bei einem
anderen Arbeitgeber mehr gekommen ist.
2. Dies gilt jedenfalls dann, wenn wie der
Aufhebungsvertrag und der befristete
Arbeitsvertrag mit der
Transfergesellschaft vom
Insolvenzverwalter unterzeichnet worden
sind.
3. Fortführung und Abgrenzung zu BSG,
Urteil vom 12.03.2019 (Az.: B 13 R 19/17
R).

Normenkette Arbeitslosigkeit
Insolvenzbedingt
Transfergesellschaft
Transferkurzarbeitergeld
Vorzeitige Altersrente
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3. Instanz

Datum -

I. Auf die Berufung des KlÃ¤gers werden das Urteil des Sozialgerichts Augsburg vom
27.06.2018 sowie die Bescheide der Beklagten vom 15.05.2015 und 24.06.2015 in
der Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 03.08.2015 aufgehoben und die
Beklagte wird verurteilt, anstelle der bereits bewilligten Altersrente dem KlÃ¤ger
Altersrente fÃ¼r besonders langjÃ¤hrig Versicherte ab 01.07.2015 zu zahlen.

II. Die Beklagte trÃ¤gt die auÃ�ergerichtlichen Kosten des KlÃ¤gers.

III. Die Revision wird zugelassen.

Tatbestand:

Streitig ist ein Anspruch des KlÃ¤gers auf Altersrente fÃ¼r besonders langjÃ¤hrig
Versicherte anstelle einer Altersrente fÃ¼r langjÃ¤hrig Versicherte ab dem
01.07.2015.

Der KlÃ¤ger ist 1952 in RumÃ¤nien geboren und war dort bis zu seiner Ausreise am
11.04.1987 beschÃ¤ftigt. Er ist anerkannter Vertriebener mit Vertriebenenausweis
A. Im Versicherungskonto bei der Beklagten sind Versicherungszeiten seit dem
08.06.1969 (Fachschulausbildung vom 08.06.1969 bis 15.04.1970 sowie
anschlieÃ�ende Beitragszeiten vom 04.05.1970 bis 28.02.1987) gespeichert.
AnschlieÃ�end ist vom 11.04.1987 bis 12.05.1987 eine Ersatzzeit wegen
Vertreibung gespeichert. Ab 13.05.1987 bis 31.01.2012 (davon ab 01.07.2009 in
Altersteilzeit) war er bei der Firma M. AG (M.) und nach deren Insolvenzanmeldung
im November 2011 noch vom 01.02.2012 bis 31.10.2012 in der P. GmbH (P.)
versicherungspflichtig beschÃ¤ftigt. Ab dem 01.11.2012 bis 30.06.2015 war der
KlÃ¤ger arbeitslos gemeldet bzw. arbeitsunfÃ¤hig erkrankt mit
versicherungspflichtigem Leistungsbezug.

Am 13.02.2015 beantragte der KlÃ¤ger aufgrund der anstehenden Altersrente eine
Rentenauskunft und bat um schriftliche Mitteilung, ob er die 45 Versicherungsjahre
mit der Zeit der Arbeitslosigkeit erfÃ¼llt habe und am 01.07.2015 abschlagsfrei in
Rente gehen kÃ¶nne. Dazu legte er den mit dem Insolvenzverwalter der M. und
dem GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer der P. geschlossenen Vertrag vom 01.02.2012 vor. In
diesem Vertrag wurde zum einen das ArbeitsverhÃ¤ltnis mit der Firma M. aus
betriebsbedingten GrÃ¼nden einvernehmlich zum 31.01.2012 beendet (Â§ 1). In Â§
2 des Vertrages ist anschlieÃ�end fÃ¼r die Zeit vom 01.02.2012 bis 31.07.2012 ein
befristetes ArbeitsverhÃ¤ltnis mit der P. geschlossen worden. GeschÃ¤ftsgrundlage
fÃ¼r das ArbeitsverhÃ¤ltnis war danach die GewÃ¤hrung von
Transferkurzarbeitergeld im Sinne des Â§ 216b Sozialgesetzbuch Drittes Buch (SGB
III) durch die zustÃ¤ndigen Agenturen fÃ¼r Arbeit und die Bereitstellung der
erforderlichen Mittel durch den Insolvenzverwalter. Abweichend von den bisherigen
Arbeitsbedingungen beinhaltet der Arbeitsvertrag auÃ�erdem die Anordnung von
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Kurzarbeit und den Wegfall des BeschÃ¤ftigungsanspruchs (Â§ 2 Abs. 2.3). Der
Vertrag ist nachfolgend bis 30.09.2012 und schlieÃ�lich bis 31.10.2012 verlÃ¤ngert
worden. Dem KlÃ¤ger wurde dazu von der Beklagten mit Auskunft vom 23.02.2015
mitgeteilt, dass die Zeit der Arbeitslosigkeit nicht auf die Wartezeit von 45 Jahren
gemÃ¤Ã� Â§ 51 Abs. 3a Sozialgesetzbuch Sechstes Buch (SGB VI) angerechnet
werden kÃ¶nne.

Auf seinen Antrag vom 06.03.2015 gewÃ¤hrte die Beklagte dem KlÃ¤ger mit
Bescheid vom 15.05.2015 Altersrente fÃ¼r langjÃ¤hrig Versicherte nach Â§Â§ 36,
236 SGB VI ab dem 01.07.2015 mit einem Abschlag des Zugangsfaktors um 0,090
fÃ¼r die vorzeitige Inanspruchnahme um 30 Kalendermonate. Mit Widerspruch
seines BevollmÃ¤chtigten vom 15.06.2015 beantragte der KlÃ¤ger, ihm stattdessen
Altersrente fÃ¼r besonders langjÃ¤hrig Versicherte zu bewilligen. Nach dem
Versicherungsverlauf seien 541 Beitragsmonate zu berÃ¼cksichtigen. Die Zeit der
Arbeitslosigkeit nach Ende der BeschÃ¤ftigung in der Auffanggesellschaft sei zur
Wartezeit gemÃ¤Ã� Â§ 51 Abs. 3a Nr. 3 SGB VI anzurechnen, weil die
Arbeitslosigkeit des KlÃ¤gers auf der Insolvenz der Firma M. beruhe. Die
zwischenzeitliche BeschÃ¤ftigung in der Auffanggesellschaft Ã¤ndere daran nichts.

Mit weiterem Bescheid vom 24.06.2015 lehnte die Beklagte die Altersrente fÃ¼r
besonders langjÃ¤hrig Versicherte nach Â§ 236b SGB VI ab. Die hierfÃ¼r
erforderliche Mindestversicherungszeit von 45 Jahren (540 Monate) sei nicht
erfÃ¼llt, da das Versicherungskonto nur 527 Wartezeitmonate enthalte. Nicht
angerechnet werde u.a. die Zeit des Bezugs von Entgelt-ersatzleistungen der
ArbeitsfÃ¶rderung in den letzten zwei Jahren vor Rentenbeginn, es sei denn, der
Leistungsbezug sei durch eine Insolvenz oder eine vollstÃ¤ndige GeschÃ¤ftsaufgabe
des Arbeitgebers bedingt. Das sei nicht der Fall.

Auch gegen diesen Bescheid legte der KlÃ¤ger Widerspruch ein, den die Beklagte
mit Widerspruchsbescheid vom 03.08.2015 zurÃ¼ckwies. Die
versicherungsrechtlichen Voraussetzungen fÃ¼r einen Anspruch auf Altersrente
fÃ¼r besonders langjÃ¤hrig Versicherte seien nicht erfÃ¼llt, da nur 527 statt der
benÃ¶tigten 540 anrechenbaren Kalendermonate vorliegen wÃ¼rden. Zeiten der
Arbeitslosigkeit nach der BeschÃ¤ftigung in einer Transfergesellschaft kÃ¶nnten in
den letzten zwei Jahren vor Rentenbeginn nicht berÃ¼cksichtigt werden.

Mit seiner Klage zum Sozialgericht Augsburg hat der KlÃ¤ger geltend gemacht, die
in den zwei Jahren vor Beginn der Altersrente vom KlÃ¤ger bezogenen
Entgeltersatzleistungen der Bundesagentur fÃ¼r Arbeit zu berÃ¼cksichtigen, weil
sie unmittelbar auf die Insolvenz der Firma M. zurÃ¼ckzufÃ¼hren seien. Die
zwischenzeitliche BeschÃ¤ftigung in der Auffanggesellschaft Ã¤ndere daran nichts
und habe die Arbeitslosigkeit nicht beendet. Ohne die Insolvenz wÃ¤re der KlÃ¤ger
weder in eine Auffanggesellschaft Ã¼berfÃ¼hrt worden noch danach arbeitslos
gewesen. Mit der Regelung in Â§ 51 Abs. 3a HS 2 SGB VI hÃ¤tten lediglich falsche
Anreize vermieden werden sollen, die vorliegend aber nicht gegeben seien. Die von
der Beklagten bevollmÃ¤chtigte Deutsche Rentenversicherung (DRV) Bund hat in
der Sache an der Auffassung der Beklagten festgehalten und zur Sache
ausgefÃ¼hrt. Der Gesetzgeber habe mit Art. 1 Nr. 8 des Gesetzes Ã¼ber
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Leistungsverbesserungen in der gesetzlichen Rentenversicherung (RV-
Leistungsverbesserungsgesetz) vom 23.06.2014 mit Â§ 236b SGB VI eine befristete
Sonderregelung zur Altersrente fÃ¼r besonders langjÃ¤hrig Versicherte geschaffen
und mit Art. 1 Nr. 2 des RV- Leistungsverbesserungsgesetzes auch den Kreis der
nach Â§ 51 Abs. 3a SGB VI anzurechnenden Zeiten erheblich erweitert. Dabei
hÃ¤tten einerseits HÃ¤rten kurzzeitig unterbrochener Erwerbsbiografien infolge von
Arbeitslosigkeit vermieden werden sollen, andererseits aber auch Fehlanreize,
weswegen zuletzt noch der Ausschluss fÃ¼r Zeiten der Arbeitslosigkeit eingefÃ¼gt
worden sei, zur Vermeidung von HÃ¤rtefÃ¤llen mit Ausnahme der Insolvenz oder
vollstÃ¤ndigen GeschÃ¤ftsaufgabe. Abzustellen sei dabei auf die
Transfergesellschaft als letztem Arbeitgeber, wobei zu berÃ¼cksichtigen sei, dass
der Wechsel in eine Transfergesellschaft als Alternative zur Arbeitslosigkeit freiwillig
sei und gesondert vertraglich vereinbart werden mÃ¼sse. Ziel sei die Vermittlung in
den ersten Arbeitsmarkt. Eine analoge Anwendung auf FÃ¤lle einer unverschuldeten
Arbeitslosigkeit sei nicht mÃ¶glich, was sich bereits aus der GesetzesbegrÃ¼ndung
(BT-Drs. 18/186, Seite 9) ergebe. Soweit in dem beigefÃ¼gten Gutachten des
Wissenschaftlichen Dienstes des Deutschen Bundestages ein VerstoÃ� gegen den
allgemeinen Gleichheitssatz vertreten worden sei, sei dieser Auffassung in der
Literatur sowie in zahlreichen sozialgerichtlichen Entscheidungen entgegengetreten
worden. Mit Urteil vom 27.06.2018 hat das Sozialgericht die auf Altersrente fÃ¼r
besonders langjÃ¤hrig Versicherte ab 01.07.2015 gerichtete Klage abgewiesen. Die
gesetzlichen Voraussetzungen fÃ¼r eine Altersrente fÃ¼r besonders langjÃ¤hrig
Versicherte gemÃ¤Ã� Â§ 236b SGB VI seien beim KlÃ¤ger nicht erfÃ¼llt. Dieser
habe zum Zeitpunkt des beantragten Rentenbeginns am 01.07.2015 mit Vollendung
des 63. Lebensjahres die Wartezeit von 45 Jahren (540 Monate) nicht erfÃ¼llt.
Dabei kÃ¶nnten die im Versicherungskonto des KlÃ¤gers gespeicherten
Beitragszeiten aufgrund des Bezugs von Arbeitslosengeld in den letzten zwei Jahren
vor dem beantragten Rentenbeginn nicht auf die Wartezeit von 45 Jahren
angerechnet werden, weil der Bezug nicht durch eine Insolvenz oder vollstÃ¤ndige
GeschÃ¤ftsaufgabe des Arbeitgebers bedingt sei. Der KlÃ¤ger habe freiwillig mit
seinem Arbeitgeber, der Firma M., zum 31.01.2012 einen Aufhebungsvertrag zur
Vermeidung einer ansonsten drohenden betriebsbedingten KÃ¼ndigung
geschlossen und sei anschlieÃ�end ein von vornherein befristetes
ArbeitsverhÃ¤ltnis in der Transfergesellschaft P. vom 01.02.2012 bis 31.10.2012
eingegangen. Die Beendigung eines BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses durch
Aufhebungsvertrag mit der Konsequenz eines freiwilligen Arbeitsplatzverlustes
werde nicht vom Wortlaut der gesetzlichen (RÃ¼ck-)Ausnahme erfasst. Damit sei
die Insolvenz seines frÃ¼heren Arbeitgebers nicht kausal fÃ¼r die nach Beendigung
des BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses bei der Transfergesellschaft eingetretene Zeit
der Arbeitslosigkeit. Der KlÃ¤ger habe sich mit dem Abschluss eines
Aufhebungsvertrages und der anschlieÃ�enden BeschÃ¤ftigung in der
Transfergesellschaft, die als Projekt- und Trainingsgesellschaft die
satzungsmÃ¤Ã�ige Aufgabe verfolge, den in Transferkurzarbeit befindlichen
Arbeitnehmern eine arbeitsmarktpolitisch sinnvolle Qualifizierung zu ermÃ¶glichen
und eine Vermittlung in neue BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisse zu begÃ¼nstigen,
versprochen, einen neuen Arbeitsplatz zu erlangen und die sich aus der Insolvenz
seines bisherigen Arbeitgebers ergebenden Konsequenzen nicht mittragen zu
mÃ¼ssen. FÃ¼r die nach Ablauf des befristeten BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses bei
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der Transfergesellschaft eingetretene Arbeitslosigkeit sei daher nicht die Insolvenz
seines bisherigen Arbeitgebers ursÃ¤chlich, sondern vielmehr ein Scheitern der
BemÃ¼hungen der Transfergesellschaft, den KlÃ¤ger durch MaÃ�nahmen der
VermittlungsunterstÃ¼tzung und beruflichen Qualifizierung wieder in den
Arbeitsmarkt einzugliedern.

Mit seiner Berufung zum Landessozialgericht hat der KlÃ¤ger auf die
Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG) zur KausalitÃ¤t i.S. einer
wesentlichen Bedingung hingewiesen. Danach sei hier die Insolvenz ursÃ¤chlich
fÃ¼r die spÃ¤tere Arbeitslosigkeit gewesen. Die AusfÃ¼hrungen im Urteil des BSG
vom 17.08.2017 (Az. B 5 R 8/16) seien nicht einschlÃ¤gig, da dort die KÃ¼ndigung
vor ErÃ¶ffnung des Insolvenzverfahrens erfolgt sei, wÃ¤hrend vorliegend geradezu
ein klassischer Fall der Insolvenz gegeben sei.

Im Hinblick auf die GrÃ¼nde des weiteren Urteils des BSG vom 13.03.2019 (Az. B
13 R 19/17) ist vom KlÃ¤ger die Auffassung vertreten worden, dass es hinsichtlich
der darin angesprochenen Variante der vollstÃ¤ndigen GeschÃ¤ftsaufgabe auf die
betriebsorganisatorisch eigenstÃ¤ndige Einheit (BeE) ankommen mÃ¼sse, die sich
zum 31.01.2013 vollstÃ¤ndig aufgelÃ¶st habe. Die Beklagte hat an ihrer Auffassung
festgehalten, dass eine insolvenzbedingte Arbeitslosigkeit selbst dann nicht
vorliege, wenn bei einem Wechsel in eine Transfergesellschaft der vorherige
Arbeitgeber von Insolvenz betroffen gewesen sei.

Beide Beteiligte haben sich mit einer Entscheidung des Senats im schriftlichen
Verfahren gemÃ¤Ã� Â§ 124 Abs. 2 Sozialgerichtsgesetz (SGG) einverstanden
erklÃ¤rt (SchriftsÃ¤tze vom 06.04.2020, 20.04.2020 und 04.05.2020).

Der KlÃ¤ger beantragt,
das Urteil des Sozialgerichts Augsburg vom 27.06.2018 sowie die Bescheide der
Beklagten vom 15.05.2015 und 24.06.2015 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheids vom 03.08.2015 aufzuheben und die Beklagte zu
verurteilen, dem KlÃ¤ger Altersrente fÃ¼r besonders langjÃ¤hrig Versicherte nach 
Â§ 236b SGB VI ab 01.07.2015 zu zahlen.

Die Beklagte beantragt,
die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Beide Beteiligte beantragen hilfsweise, die Revision zuzulassen.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sachverhalts wird auf den Inhalt der
beigezogenen Verwaltungsakte der Beklagten sowie der Gerichtsakten beider
RechtszÃ¼ge Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Der Senat kann mit EinverstÃ¤ndnis der Beteiligten gemÃ¤Ã� Â§ 124 Abs. 2 SGG
ohne mÃ¼ndliche Verhandlung im schriftlichen Verfahren entscheiden.
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Die Berufung ist gemÃ¤Ã� Â§Â§ 143,151 SGG zulÃ¤ssig, insbesondere statthaft und
form- und fristgerecht eingelegt. Sie ist auch in der Sache begrÃ¼ndet, weil der
KlÃ¤ger Anspruch auf Altersrente fÃ¼r besonders langjÃ¤hrig Versicherte nach Â§
236b SGB VI ab 01.07.2015 hat.

1. Gegenstand der Berufung sind die Bescheide der Beklagten vom 15.05.2015 und
24.06.2015 in der Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 03.08.2015, mit denen
die Beklagte dem KlÃ¤ger einerseits Altersrente fÃ¼r langjÃ¤hrig Versicherte mit
AbschlÃ¤gen (Â§ 236 SGB VI) bewilligt und es andererseits abgelehnt hat, dem
KlÃ¤ger Altersrente fÃ¼r besonders langjÃ¤hrig Versicherte nach Â§ 236b SGB VI ab
01.07.2015 zu zahlen.

2. Ein Anspruch des KlÃ¤gers auf die GewÃ¤hrung einer Altersrente fÃ¼r besonders
langjÃ¤hrig Versicherte nach dieser Vorschrift scheitert nicht bereits daran, dass er
seit dem 01.10.2015 eine Altersrente fÃ¼r langjÃ¤hrig Versicherte bezieht. Zwar
bestimmt Â§ 34 Abs. 4 Nr. 3 SGB VI, dass nach bindender Bewilligung einer Rente
wegen Alters oder fÃ¼r Zeiten des Bezugs einer solchen Rente der Wechsel in eine
andere Rente wegen Alters ausgeschlossen ist. Diese Regelung betrifft aber nicht
den Anspruch auf eine andere Altersrente, die vor oder gleichzeitig mit der bindend
bewilligten oder bezogenen Altersrente beginnt (BSG, Urteil vom 12.03.2019 â�� B
13 R 19/17 R -).

3. Die Voraussetzungen fÃ¼r die Altersrente fÃ¼r besonders langjÃ¤hrig
Versicherte nach Â§ 236b SGB VI sind beim KlÃ¤ger ab 01.07.2015 erfÃ¼llt. Nach 
Â§ 236b Abs. 1 i.V.m. Abs. 2 Satz 1 SGB VI haben Versicherte, die vor dem
01.01.1953 geboren sind, Anspruch auf eine Altersrente fÃ¼r besonders langjÃ¤hrig
Versicherte, wenn sie das 63. Lebensjahr vollendet (Abs. 1 Nr. 1) und die Wartezeit
von 45 Jahren erfÃ¼llt haben (Abs. 1 Nr. 2). Der KlÃ¤ger ist vor dem 01.01.1953
geboren und hatte am 01.07.2015 das 63. Lebensjahr vollendet. Er hat bei der nach
Ã�berzeugung des Senats gebotenen Auslegung auch die Wartezeit von 45 Jahren
erfÃ¼llt.

3.1. Welche Zeiten auf die Wartezeit von 45 Jahren angerechnet werden, regelt Â§
51 Abs. 3a Satz 1 SGB VI (i.d.F. des RV-Leistungsverbesserungsgesetzes).
Angerechnet werden danach Kalendermonate mit PflichtbeitrÃ¤gen fÃ¼r eine
versicherte BeschÃ¤ftigung oder TÃ¤tigkeit (Nr. 1), BerÃ¼cksichtigungszeiten (Nr.
2), Zeiten des Bezugs von Entgeltersatzleistungen der ArbeitsfÃ¶rderung (Nr. 3a),
Leistungen bei Krankheit (Nr. 3b) und Ã�bergangsgeld (Nr. 3c), soweit sie
Pflichtbeitragszeiten oder Anrechnungszeiten sind (Teilsatz 1). Als Ausnahme
hiervon werden Zeiten des Bezugs von Entgeltersatzleistungen der
ArbeitsfÃ¶rderung in den letzten zwei Jahren vor Rentenbeginn nicht
berÃ¼cksichtigt (Teilsatz 2), es sei denn, der Bezug von Entgeltersatzleistungen der
ArbeitsfÃ¶rderung ist durch eine Insolvenz oder vollstÃ¤ndige GeschÃ¤ftsaufgabe
des Arbeitgebers bedingt (Teilsatz 3). Ferner werden auf die Wartezeit von 45
Jahren unter bestimmten Voraussetzungen Kalendermonate mit freiwilligen
BeitrÃ¤gen angerechnet (Nr. 4).

Der KlÃ¤ger hat zum 01.07.2015 die Wartezeit von 45 Jahren (= 540 Monate)
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erfÃ¼llt, wenn dabei auch die Zeiten des Bezugs von Arbeitslosengeld ab
01.07.2013 berÃ¼cksichtigt werden. Ohne diese Zeiten sind nur 527 Monate auf die
Wartezeit von 45 Jahren anrechenbar. Dies ist zwischen den Beteiligten in der Sache
auch nicht streitig. Dabei geht es nach Ausklammerung der Monate, in denen (auch)
Krankengeld bezogen worden ist (Â§ 51 Abs. 3a Satz 1 Ziffer 3b SGB VI), noch um
die ZeitrÃ¤ume vom 01.07.2013 bis zum 31.07.2013, vom 01.02.2014 bis zum
30.04.2014 und vom 01.09.2014 bis zum 30.06.2015.

3.2. Diese Monate des Bezugs von Arbeitslosengeld, einer Entgeltersatzleistung der
ArbeitsfÃ¶rderung (Â§ 3 Abs. 4 Nr. 1 SGB III) sind zur Ã�berzeugung des Senats bei
der gebotenen Auslegung des Â§ 51 Abs. 3a Satz 1 Nr. 3 Teilsatz 3 SGB VI ebenfalls
auf die Wartezeit von 45 Jahren anzurechnen. Sie wurden zwar in den letzten zwei
Jahren vor dem Rentenbeginn am 01.07.2015 zurÃ¼ckgelegt (Â§ 51 Abs. 3a Satz 1
Nr. 3 Teilsatz 3 SGB VI). Allerdings liegt einer der in Â§ 51 Abs. 3a Satz 1 Nr. 3
Teilsatz 3 SGB VI genannten TatbestÃ¤nde vor, weil der Leistungsbezug des
KlÃ¤gers durch die Insolvenz des Arbeitgebers bedingt ist, wobei der Senat anders
als das Sozialgericht nicht auf die P., sondern die M. abstellt.

a. Die Arbeitslosigkeit war nicht durch eine vollstÃ¤ndige GeschÃ¤ftsaufgabe des
Arbeitgebers bedingt, wobei dahingestellt bleiben kann, ob insoweit auf die M. oder
auf die P. abzustellen ist. Die vom Insolvenzverwalter weitergefÃ¼hrte Firma M. hat
ihre GeschÃ¤fte jedenfalls bis zum Eintritt der Arbeitslosigkeit des KlÃ¤gers nicht
vollstÃ¤ndig aufgegeben. Vielmehr wurde M. 2012 in M. 1 und M. 2 aufgespalten,
wobei die M. 1 mit Sitz in O-Stadt von der britischen L. Ã¼bernommen und die M. 2
mit Sitz in A-Stadt an die P. ging (Quellen: www.M.com und https://de.wikipe-
dia.org/wiki/ M.). Auch Die P., zu deren GeschÃ¤ftsinhalt u.a. die GrÃ¼ndung und
der Betrieb von Transfergesellschaften gehÃ¶rt, hat ihre GeschÃ¤fte zu keinem
Zeitpunkt aufgegeben. Auf die betriebsorganisatorisch eigenstÃ¤ndige Einheit kann
dabei nicht abgestellt werden. Die GrÃ¼ndung einer betriebsorganisatorisch
eigenstÃ¤ndigen Einheit dient der ErfÃ¼llung der Voraussetzungen fÃ¼r den Bezug
von Transferkurzarbeitergeld (Â§ 216b SGB III i.d.F. vom 20.12.2011; nunmehr Â§
111 SGB III). Allerdings ist auch die betriebsorganisatorisch eigenstÃ¤ndige Einheit
erst zum 31.01.2013 aufgelÃ¶st worden.

b. Allerdings war der Bezug des Arbeitslosengeldes im Fall des KlÃ¤gers durch die
Insolvenz der M. bedingt. Dazu vertritt der Senat in FortfÃ¼hrung der Entscheidung
des BSG vom 12.03.2019 (Az.: B 13 R 19/17 R) die Auffassung, dass die
RÃ¼ckausnahme des Teilsatz 3 auf FÃ¤lle des Leistungsbezugs nach Beendigung
des ArbeitsverhÃ¤ltnisses und Wechsels in eine Transfergesellschaft auch dann
anzunehmen ist, wenn der Wechsel in die Transfergesellschaft durch die Insolvenz
des vorigen Arbeitgebers bedingt war und es anschlieÃ�end â�� mit Ausnahme der
BeschÃ¤ftigung in der Transfergesellschaft â�� zu keinem weiteren
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis bei einem anderen Arbeitgeber mehr gekommen ist.
Dies gilt jedenfalls dann, wenn wie vorliegend nicht nur der Aufhebungsvertrag,
sondern auch der befristete Arbeitsvertrag mit der Transfergesellschaft vom
Insolvenzverwalter unterzeichnet worden sind. Diese Auslegung orientiert sich am
Wortlaut und steht in Ã�bereinstimmung mit Sinn und Zweck der Regelung und der
Entstehungsgeschichte.
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aa) Der Senat orientiert sich dabei vor allem am Wortlaut der RÃ¼ckausnahme in 
Â§ 51 Abs. 3a Satz 1 Nr. 3 Halbsatz 3 SGB VI, wonach Zeiten des Bezugs von
Entgeltersatzleistungen der ArbeitsfÃ¶rderung in den letzten zwei Jahren vor
Rentenbeginn nur dann auf die Wartezeit von 45 Jahren anrechenbar sind, wenn sie
durch eine Insolvenz oder vollstÃ¤ndige GeschÃ¤ftsaufgabe des Arbeitgebers
bedingt sind. Die Zeiten des Bezugs von Arbeitslosengeld ab 01.07.2017 sind beim
KlÃ¤ger durch die Insolvenz seines frÃ¼heren Arbeitgebers, der M. bedingt. Dass es
sich um den zeitlich letzten Arbeitgeber vor Beginn des Leistungsbezugs gehandelt
haben muss, verlangt jedenfalls der Wortlaut nicht.

TatsÃ¤chlich hat der Gesetzgeber mit der Verwendung des Wortes "bedingt" auf
einen kausalen Zusammenhang abgestellt. MaÃ�stab einer KausalitÃ¤tsprÃ¼fung
ist im Bereich des Sozialrechts die Lehre von der wesentlich mitwirkenden
Bedingung (vgl. BSG, Urteil vom 09.05.2012 â�� B 5 R 68/11 R -; BSG, Urteil vom
29.01.2002 â�� B 10 LW 36/00 R -; BSG, Urteil vom 23.10.1996 â�� 4 RA 1/96 -;
BSG GS, Beschluss vom 11.12.1969 â�� GS 4/69 â�� BSGE 30, 167 -). Nach dieser
sind kausal und rechtserheblich nur solche (naturwissenschaftlich-philosophischen)
Ursachen (1. Stufe), die wegen ihrer besonderen Beziehung zum Erfolg zu dessen
Eintritt wesentlich mitgewirkt haben. FÃ¼r die insoweit erforderliche wertende
Entscheidung Ã¼ber die Wesentlichkeit einer Ursache fÃ¼r den Erfolg (2. Stufe)
gilt: Es kann mehrere rechtlich wesentliche Mitursachen geben. "Wesentlich" ist
nicht gleichzusetzen mit "gleichwertig" oder "annÃ¤hernd gleichwertig". Zwar kann
auch eine nicht annÃ¤hernd gleichwertige, sondern verhÃ¤ltnismÃ¤Ã�ig niedriger
zu bewertende Ursache fÃ¼r den Erfolg rechtlich wesentlich sein. Voraussetzung ist
allerdings, dass die andere Ursache keine Ã¼berragende Bedeutung hat (stRspr vgl.
zuletzt BSG, Urteil vom 30.03.2017 â�� B 2 U 6/15 R -). Ist dagegen eine Ursache
gegenÃ¼ber einer anderen von Ã¼berragender Bedeutung, so ist nur diese als
"wesentliche" Ursache im Sinne des Sozialrechts zu qualifizieren. Die andere, damit
nicht wesentliche Ursache kann zwar gleichwohl "AuslÃ¶ser" fÃ¼r den
Ursachenzusammenhang sein, jedoch ohne dass ihr insoweit rechtlich
entscheidende Bedeutung zukÃ¤me (BSG, Urteil vom 09.05.2006 â�� B 2 U 1/05 R
â�� BSGE 96, 196). Ã�berragende und damit im Rechtssinne allein wesentliche
Ursache fÃ¼r die Arbeitslosigkeit des KlÃ¤gers war danach nicht die Beendigung
des von vornherein befristeten ArbeitsverhÃ¤ltnisses mit der P., sondern die
vorangegangene Insolvenz der M.

bb) Auch die weitere Voraussetzung, dass der Leistungsbezug "insolvenzbedingt"
sein muss, ist in diesem Fall erfÃ¼llt.
Insolvenzbedingt ist der Bezug von Arbeitslosengeld nÃ¤mlich dann, wenn sich die
Beendigung einer BeschÃ¤ftigung als Ergebnis einer verfahrensrechtlich durch die
Insolvenzordnung (InsO â�� BGBl I 1994, 2866, zuletzt geÃ¤ndert durch Art. 24 Abs.
3 Gesetz vom 23.06.2017, BGBl I 1693) gelenkten TÃ¤tigkeit darstellt. Dies ist der
Fall, wenn die Beendigung eines BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses auf der ErklÃ¤rung
z.B. KÃ¼ndigung einer Person beruht, deren Handlungsbefugnis durch die InsO
begrÃ¼ndet ist. Als solche Person kommt der (vorlÃ¤ufige) Insolvenzverwalter oder
der Arbeitgeber in der Funktion als Schuldner in Eigenverwaltung in Betracht. Nur
bei dieser Auslegung, die an den Wegfall der uneingeschrÃ¤nkten oder
unkontrollierten VerfÃ¼gungsbefugnis des Arbeitgebers durch das geÃ¶ffnete
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Insolvenzverfahren anknÃ¼pft, kann ein Missbrauch durch Zusammenwirken von
Arbeitgeber und Arbeitnehmer ausgeschlossen werden (BSG Urteil vom 17.08.2017
â�� B 5 R 8/16 R â�� BSGE 124, 58 = SozR 4-2600 Â§ 51 Nr 1, RdNr 20; BSG Urteil
vom 28.06.2018 â�� B 5 R 25/17 R â�� SozR 4-2600 Â§ 51 Nr 2 RdNr 45). Eine nur
drohende Insolvenz wÃ¼rde daher nicht genÃ¼gen. Vorliegend ist der das
ArbeitsverhÃ¤ltnis bei der M. beendende Aufhebungsvertrag mit gleichzeitiger
BegrÃ¼ndung des befristeten ArbeitsverhÃ¤ltnisses bei der P. fÃ¼r die M. von dem
bereits gerichtlich bestellten vorlÃ¤ufigen Insolvenzverwalter unterzeichnet worden.
Die vom BSG im Urteil vom 17.08.2017 geforderte Voraussetzung, dass die
Beendigung des BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses auf der ErklÃ¤rung einer Person
beruht, deren Handlungsbefugnis sich aus der InsO ergibt, ist damit gewahrt.

cc) Dass bei der Anwendung des Â§ 51 Abs. 3a Satz 1 Nr. 3 Halbsatz 3 SGB VI nach
dem Ausscheiden aus einer Transfergesellschaft nicht zwingend auf die
Transfergesellschaft, sondern auch auf das letzte ArbeitsverhÃ¤ltnis vor dem
Wechsel in die Transfergesellschaft abgestellt werden kann, hat auch das BSG im
Urteil vom 12.03.2019 (a.a.O.) in Rn. 21 aE ausgefÃ¼hrt, wo es heiÃ�t:
"Allerdings kÃ¤me es im Rahmen der PrÃ¼fung des RÃ¼ckausnahmetatbestands
"Insolvenz des Arbeitgebers" auch in Betracht, nicht nur auf den letzten Arbeitgeber
vor dem "Bezug von Entgeltersatzleistungen der ArbeitsfÃ¶rderung" abzustellen. So
kÃ¶nnte gerade im Falle des Wechsels eines Arbeitnehmers in eine
Transfergesellschaft (betriebsorganisatorisch eigenstÃ¤ndige Einheit) aus Anlass
der Insolvenz des vorherigen Arbeitgebers (vgl zur Berechnung von Krankengeld in
einer solchen Konstellation BSG Urteil vom 10.5.2012 â�� B 1 KR 26/11 R â�� SozR
4-2500 Â§ 47 Nr 13; vgl allgemein zum Sozialplan bei Insolvenz Schmidt in
KÃ¼ttner, Personalbuch 2019, 26. Aufl 2019, 385 "Sozialplan" RdNr 55 ff; vgl zum
Sozialplan im sog Schutzschirmverfahren nach Â§ 207b InsO
MÃ¶nning/SchÃ¤fer/Schiller, BB Beilage 2017 zu Heft 25, 1, 12 ff) auch dieser in den
Blick zu nehmen sein."

Weiter heiÃ�t es in Rn. 23:
"Wer vorliegend als Arbeitgeber im Sinne dieser Norm anzusehen ist, kann hier im
Ergebnis ebenfalls dahinstehen. Wie bereits zur Frage der "Insolvenz â�¦ des
Arbeitgebers" ausgefÃ¼hrt, waren vorliegend zunÃ¤chst die H. Druckmaschinen AG
und sodann die w. â�� personalpartner GmbH, diese als TrÃ¤ger der
Transfergesellschaft (betriebsorganisatorisch eigenstÃ¤ndigen Einheit), Arbeitgeber
des KlÃ¤gers. Im Rahmen einer an Sinn und Zweck des Â§ 51 Abs. 3a Satz 1 Nr. 3
Teilsatz 3 SGB VI orientierten Betrachtung neigt der Senat dazu, beide als
mÃ¶gliches Subjekt der vollstÃ¤ndigen "GeschÃ¤ftsaufgabe des Arbeitgebers" im
Sinne dieser Norm anzusehen. Insoweit wÃ¤re zu prÃ¼fen, ob beispielsweise die
Transfergesellschaft aus Anlass der GeschÃ¤ftsaufgabe der H. Druckmaschinen AG
eingerichtet worden wÃ¤re oder die w. â�� personalpartner GmbH ihre GeschÃ¤fte
vollstÃ¤ndig aufgegeben hÃ¤tte. Zugleich kann offenbleiben, ob der Leistungsbezug
nach befristeter Ã�berleitung in eine betriebsorganisatorisch eigenstÃ¤ndige Einheit
nur dann durch die GeschÃ¤ftsaufgabe des TrÃ¤gers oder einer solchen Einheit mit
unmittelbarer Arbeitgeberstellung "bedingt" ist, wenn es zu einer
unvorhergesehenen vollstÃ¤ndigen Aufgabe der GeschÃ¤fte vor Ablauf der
Befristung kommt."
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SchlieÃ�lich hat das BSG eine analoge Anwendung der Regelung des Â§ 51 Abs. 3a
Satz 1 Nr. 3 Teilsatz 3 SGB VI ausdrÃ¼cklich nur auf FÃ¤lle des Leistungsbezugs
nach einem Wechsel in eine Transfergesellschaft, der nicht auf einer Insolvenz oder
vollstÃ¤ndigen GeschÃ¤ftsaufgabe des ursprÃ¼nglichen Arbeitgebers beruht,
ausgeschlossen.

dd) Diesem Ergebnis stehen weder die Entstehungsgeschichte, noch das
Analogieverbot oder Sinn und Zweck sowohl der Regelung in Â§ 51 Abs. 3a Satz 1
Nr. 3 Teilsatz 3 SGB VI als auch der Regelungen Ã¼ber das Transferkurzarbeitergeld
entgegen.

Eine Analogie ist die Ã�bertragung der Rechtsfolge eines geregelten Tatbestandes
auf einen ihm Ã¤hnlichen, allerdings ungeregelten Sachverhalt. Sie setzt voraus,
dass das Gesetz eine planwidrige RegelungslÃ¼cke enthÃ¤lt und der zu
beurteilende Sachverhalt in rechtlicher Hinsicht soweit mit dem Tatbestand
vergleichbar ist, den der Gesetzgeber geregelt hat, dass angenommen werden
kann, er wÃ¤re im Zuge einer InteressenabwÃ¤gung, bei der er sich von denselben
GrundsÃ¤tzen hÃ¤tte leiten lassen wie bei der herangezogenen Gesetzesvorschrift,
zu dem gleichen AbwÃ¤gungsergebnis gekommen (vgl. z.B. BSG, Urteil vom
23.07.2014 â�� B 12 P 1/12 R â�� SozR 4-2500 Â§ 251 Nr 2 RdNr 21 ff mwN; BSG,
Urteil vom 18.06.2014 â�� B 3 P 7/13 R â�� SozR 4-3320 Art 45 Nr 1 RdNr 14 ff
mwN). Vorliegend ist die Konstellation, dass dem Bezug des Arbeitslosengeldes ein
Bezug von Transferkurzarbeitergeld vorausgeht, im Gesetz nicht geregelt bzw. es
ist in Â§ 51 Abs. 3a Satz 1 Nr. 3 Teilsatz 3 SGB VI nicht erlÃ¤utert, welche
"Entgeltersatzleistungen der ArbeitsfÃ¶rderung" in den letzten zwei Jahren vor dem
Rentenbeginn von der Anrechnung ausgenommen sein sollen. Dabei sind
Fallgestaltungen mit Bezug von Transferkurzarbeitergeld im
Gesetzgebungsverfahren durchaus diskutiert wurden. So sah der ursprÃ¼ngliche
Entwurf des Â§ 51 Abs. 3 SGB VI weder eine Ausnahme von der Anrechenbarkeit der
Zeiten des Bezugs von Entgeltersatzleistungen der ArbeitsfÃ¶rderung auf die
45-jÃ¤hrige Wartezeit noch eine RÃ¼ckausnahmeregelung fÃ¼r bestimmte FÃ¤lle
vor. UrsprÃ¼nglich sollten dabei nicht nur Arbeitslosengeld, sondern ausdrÃ¼cklich
auch das Transferkurzarbeitergeld als Entgeltersatzleistungen der
ArbeitsfÃ¶rderung i.S. des spÃ¤teren Â§ 51 Abs. 3a Satz 1 Nr. 3a SGB VI auf die
Wartezeit angerechnet werden (Gesetzentwurf der Bundesregierung, a.a.O., BT-
Drucks 18/909, Seite 20 f zu Art. 1 Nr. 2 aE). Erst im Lauf des
Gesetzgebungsverfahrens empfahl der Ausschuss fÃ¼r Arbeit und Soziales zwecks
Vermeidung von Fehlanreizen, die sich aus der Anrechnung von Zeiten des Bezugs
von Entgeltersatzleistungen der ArbeitsfÃ¶rderung auf die Wartezeit von 45 Jahren
bei der Altersrente fÃ¼r besonders langjÃ¤hrig Versicherte ergeben kÃ¶nnten,
diese Zeiten nicht zu berÃ¼cksichtigen, wenn sie in den letzten zwei Jahren vor
Rentenbeginn lÃ¤gen; um HÃ¤rtefÃ¤lle zu verhindern, sollten diese Zeiten zwei
Jahre vor Rentenbeginn nur dann anrechnungsfÃ¤hig sein, wenn sie durch Insolvenz
oder vollstÃ¤ndige GeschÃ¤ftsaufgabe des Arbeitgebers bedingt seien (vgl.
Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschusses fÃ¼r Arbeit und Soziales vom
21.05.2014 â�� BT-Drucks. 18/1489, Seite 5 und Seite 26 zu Buchst b). Im Rahmen
der vorangegangenen AnhÃ¶rungen hatte u.a. der Deutsche Anwaltverein auf einen
befÃ¼rchteten vorzeitigen Verlust erfahrener ArbeitskrÃ¤fte hingewiesen. Dazu hat
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er ausgefÃ¼hrt: "Die Entwurfsfassung ermÃ¶glicht es einem Versicherten, mit
Vollendung des 61. Lebensjahres aus dem Unternehmen auszuscheiden, zwei Jahre
ALG I gem. Â§Â§ 136 ff. SGB III in Anspruch zu nehmen, um sodann mit Vollendung
des 63. Lebensjahres von der neugestalteten Leistung abschlagsfrei Gebrauch zu
machen, unter Einbeziehung von Transferkurzarbeit (Â§ 111 SGB III) kann die
Beendigung sogar schon ab Vollendung des 60. Lebensjahres erfolgen"
(Ausschussdrucks. 18(11)82, Seite 78). Vor diesem Hintergrund ist davon
auszugehen, dass die Ausnahmen in Teilsatz 3 bewusst auf die TatbestÃ¤nde
Insolvenz und vollstÃ¤ndige GeschÃ¤ftsaufgabe des Arbeitgebers beschrÃ¤nkt
worden sind. Dass diese ggf. Anlass fÃ¼r den Wechsel in eine Transfergesellschaft
und den Bezug von Transferkurzarbeitergeld sein kÃ¶nnen, rechtfertigt
grundsÃ¤tzlich nicht die Annahme, dass andere zu einem solchen Sachverhalt
fÃ¼hrende TatbestÃ¤nde Ã¼bersehen worden wÃ¤ren (BSG vom 12.03.2019, 
a.a.O.). Allerdings sind die vom BSG und im Gesetzgebungsverfahren geÃ¤uÃ�erten
Bedenken auf diese Konstellation nicht Ã¼bertragbar. Wenn der Wechsel in die
Transfergesellschaft zum Zwecke des Bezugs von Kurzarbeitergeld erst nach dem
Eintritt der Insolvenz erfolgt, ist ein Missbrauch nicht zu befÃ¼rchten. Sowohl der
Aufhebungsvertrag als auch der neue Arbeitsvertrag sind vorliegend nicht vom
frÃ¼heren Arbeitgeber, sondern vom Insolvenzverwalter geschlossen worden, weil
es fÃ¼r den KlÃ¤ger bei der M. keine BeschÃ¤ftigungsmÃ¶glichkeit mehr gegeben
hat. Die im Gesetzgebungsverfahren geÃ¤uÃ�erten Bedenken hinsichtlich einer
gesteuerten FrÃ¼hverrentung treffen auf diesen Fall nicht zu.

ee) Nichts anderes ergibt sich aus Sinn und Zweck des Bezugs von
Transferkurzarbeitergeld wÃ¤hrend der BeschÃ¤ftigung in einer
Transfergesellschaft als aktivierende arbeitsmarktpolitische MaÃ�nahme.

Das Transferkurzarbeitergeld ist eine beitragsfinanzierte Entgeltersatzleistung fÃ¼r
den durch den Arbeitsausfall erlittenen Nettoentgeltverlust. Seine Funktion besteht
in der Ã�berbrÃ¼ckung des arbeitsausfallbedingten Nettoentgeltausfalls.
Dementsprechend wird die HÃ¶he des Transferkurzarbeitergelds durch den
Leistungssatz und die Nettoentgeltdifferenz als berÃ¼cksichtigungsfÃ¤higer
Entgeltausfall bestimmt. Die BegrÃ¼ndung eines TransferarbeitsverhÃ¤ltnisses
schafft dabei die betrieblichen Voraussetzungen fÃ¼r den Anspruch auf
Transferkurzarbeitergeld (vgl. BAG 15.04.2015 â�� 4 AZR 796/13 â�� Rn. 75). Das
Transferkurzarbeitergeld wurde mit dem Dritten Gesetz fÃ¼r moderne
Dienstleistungen am Arbeitsmarkt vom 23.12.2003 in das SGB III (Â§ 216b)
aufgenommen. AnschlieÃ�end sind u.a. mit dem BeschÃ¤ftigungschancengesetz
vom 24.10.2004, in Kraft ab 01.01.2011, mehrere VerÃ¤nderungen vorgenommen
worden: Die Beratung durch die BA (Abs. 1 Satz 1 Nr. 4) wurde zu einer
FÃ¶rdervoraussetzung erhoben, weshalb Â§ 216b Abs. 5 Satz 3 SGB III
(Rechtsanspruch der Betriebsparteien auf Beratung) gestrichen wurde. Zudem
wurden die betrieblichen Voraussetzungen erweitert, indem Abs. 3 um die Ziffer 3
(Organisation und Mittelausstattung) und Ziffer 4 (QualitÃ¤tssicherung) erweitert
wurde. Ferner erfuhr Abs. 4 eine Erweiterung. Bezieher von Transfer-
Kurzarbeitergeld mussten sich fortan vor dem Ã�bertritt in die
betriebsorganisatorisch eigenstÃ¤ndige Einheit (BE) bei der BA arbeitsuchend
melden. Abs. 6 (entspricht dem heutigen Abs. 7) wurde neu gefasst. Durch das
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Gesetz zur Verbesserung der Eingliederungschancen am Arbeitsmarkt vom
20.12.2011 wurde die Systematik des SGB III mit Wirkung zum 01.04.2012
grundlegend Ã¼berarbeitet und das Transfer-Kurzarbeitergeld nach Â§ 111 SGB III
verschoben. Zudem wurde Abs. 2 (bereits mit Wirkung zum 28.12.2011) um die
Klarstellung ergÃ¤nzt, dass auch bei einem hundertprozentigen Arbeitsausfall
Transfer-Kurzarbeitergeld geleistet werden kann. Anders als beim VorgÃ¤nger des
Transfer-Kurzarbeitergeldes, dem damaligen Strukturkurzarbeitergeld (Â§ 63 Abs. 5
AFG; Â§ 175 SGB III a.F.) war mit EinfÃ¼hrung des Transfer-Kurzarbeitergeldes das
Vorliegen einer Strukturkrise keine Voraussetzung mehr und es enthÃ¤lt mehr
aktivierende Elemente als das Struktur-Kurzarbeitergeld, namentlich die Pflicht des
Arbeitnehmers zur Arbeitsuchendmeldung, die Teilnahme an einem Profiling (Â§ 111
Abs. 4 Satz 1 Nr. 4 SGB III) sowie die Pflicht des Arbeitgebers zu konkreten
EingliederungsbemÃ¼hungen (Â§ 111 Abs. 7 SGB III). Das Struktur-Kurzarbeitergeld
konnte auch dann gewÃ¤hrt werden, wenn das ArbeitsverhÃ¤ltnis bereits
aufgelÃ¶st war. Beim Transfer-Kurzarbeitergeld ist dagegen die Fortsetzung des
ArbeitsverhÃ¤ltnisses eine Anspruchsvoraussetzung (Â§ 111 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 SGB
III). In der Gesamtschau wurde dadurch der Zugang zu der Leistung erleichtert
(Jenak in Schlegel/ Voelzke, jurisPK-SGB III, 2. Aufl. 2019, Â§ 111 SGB III, Rn. 1ff
mwH).

Das bedeutet, dass es sich bei dem Transferkurzarbeitgeld gerade nicht um eine
Leistung handelt, die die MÃ¶glichkeit des Bezugs von Lohnersatzleistungen
verlÃ¤ngern soll, sondern um eine primÃ¤r aktivierende MaÃ�nahme, die auch noch
wÃ¤hrend eines bestehenden ArbeitsverhÃ¤ltnisses heraus geleistet werden kann
bzw. dieses als Einstiegsvoraussetzung sogar voraussetzt. Es kann nicht mehr in
Anspruch genommen werden, wenn das ArbeitsverhÃ¤ltnis bereits beendet ist.
Damit steht auch die Tatsache, dass der KlÃ¤ger bei â�� nach den Feststellungen
des Aufhebungsvertrages â�� nicht mehr bestehenden
BeschÃ¤ftigungsmÃ¶glichkeiten nicht die KÃ¼ndigung des ArbeitsverhÃ¤ltnisses
abgewartet hat, der Anrechnung des nachfolgenden Leistungsbezugs von
Arbeitslosengeld auf die Wartezeit nicht von vornherein entgegen.

3.3. Insgesamt sprechen zur Ã�berzeugung des Senats diese Ã�berlegungen
dafÃ¼r, den vorliegenden Fall des Ã�bergangs in eine Transfergesellschaft nicht
anders zu beurteilen als den Fall, in dem ein Arbeitnehmer nach der Insolvenz
seines Arbeitgebers direkt Leistungen der ArbeitsfÃ¶rderung in Anspruch nimmt.
Die BeschÃ¤ftigung in der Transfergesellschaft "verlÃ¤ngert" in diesem Fall faktisch
das rechtlich nicht mehr bestehende BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis mit der
insolventen Firma. Die daran anschlieÃ�ende Arbeitslosigkeit bzw. der Bezug von
Arbeitslosengeld ist in diesem Fall weiterhin kausal auf die Insolvenz des frÃ¼heren
Arbeitgebers M. zurÃ¼ckzufÃ¼hren. Ein Abbruch der Kausalkette liegt nicht vor.
Das BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis mit der Transfergesellschaft verzÃ¶gert gerade
den Eintritt der Arbeitslosigkeit, ohne dass hierin, jedenfalls im Fall der bereits
eingetretenen Insolvenz, eine bewusste VerlÃ¤ngerung der Ã�berbrÃ¼ckung des
Zeitraums bis zur mÃ¶glichen Inanspruchnahme einer Altersrente zu sehen ist. Der
Gesetzeszweck ist dann gewahrt, wenn die "Ã�berfÃ¼hrung" in die
Transfergesellschaft nicht mehr durch den frÃ¼heren Arbeitgeber erfolgt, sondern
wie vorliegend durch den Insolvenzverwalter erfolgt. Ein Missbrauchstatbestand
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liegt keinesfalls vor.

Auf die Frage, ob die Regelung in Â§ 51 Abs. 3a Satz 1 Nr. 3 Teilsatz 3 SGB VI
grundsÃ¤tzlich verfassungskonform ist oder ein VerstoÃ� gegen den allgemeinen
Gleichbehandlungsgrundsatz des Art 3 Abs. 1 Grundgesetz (GG) vorliegt, kommt es
daher im vorliegenden Fall nicht an. Insoweit wird auf die AusfÃ¼hrungen des BSG
im Urteil vom 12.03.2019 (a.a.O.) verwiesen. Auch die Frage einer Aussetzung des
Verfahrens vor dem Hintergrund der dazu beim Bundesverfassungsgericht
anhÃ¤ngigen Verfassungsbeschwerden (Az. 1 BvR 323/18 ua) stellt sich vorliegend
nicht.

4. Der geltend gemachte Anspruch auf Altersrente fÃ¼r besonders langjÃ¤hrig
Versicherte ist damit ab 01.07.2015 gegeben. Die entgegenstehenden Bescheide
der Beklagten vom 15.05.2015 und 24.06.2015 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheids vom 03.06.2015 sind daher ebenso wie das
klageabweisende Urteil des Sozialgerichts Augsburg vom 27.06.2018 aufzuheben
und die Beklagte antragsgemÃ¤Ã� zu verurteilen, anstelle der gewÃ¤hrten
Altersrente Altersrente fÃ¼r besonders langjÃ¤hrig Versicherte ohne AbschlÃ¤ge zu
bezahlen.

5. Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG und folgt dem Ausgang des
Verfahrens.

6. Die Revision wird zugelassen, weil die Frage, ob auch in den FÃ¤llen, in denen ein
Versicherter nach Insolvenz seines Arbeitgebers in eine Transfergesellschaft und
anschlieÃ�end in den Leistungsbezug nach dem Recht der ArbeitsfÃ¶rderung
wechselt, auf die Transfergesellschaft als letzten Arbeitgeber abzustellen ist,
hÃ¶chstrichterlich noch nicht geklÃ¤rt ist und vom BSG im Urteil vom 13.03.2019
(Az. B 13 R 19/17) ausdrÃ¼cklich offengelassen wurde (Â§ 160 Abs. 2 Nr. 1 SGG).

Erstellt am: 09.07.2020

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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